
Flächen Bebaute 
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379,119 Höhenzahl 
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6. Gas leitu n g 

S. E r d kabe i 
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FLUTMULDE ..-'V-. 
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FEUERWEHRZUFAHRT 
4 m breit mit Ausweiche und Wendeplatz 
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D) VERFAHRENSHINWEISE 

Die 2. A^aerruwxg des Bebauungsplanes wurde mir der Be- _ 

gründung gemäß §5 Abs. Z B<3u<q<2S2-+2buch v. ü -J U'7i IJ-« 

bisQS, ÄUQ. 1997in der Geschäftsstelle der Verwal¬ 

tungsgemeinschaf t POLLING öffentlich ausgelegt. 

Polling, den 1 I. Aug. 1997 

Beschluß vt 1 8, Sep. 1997, Der Gemeinderat Polling hat 
die- 2.Ä^ef*Av\g 
SATZUNG beschlossen. 

mit 
gemäß § 10 ,&öu ge£<2lzömcm 

2. 
al s 

hat die. 2.. ÄiA.cAeJvu\Q 

1997 
genenmigt. 

w Mühldorf 
mit Schreiben v. _ 

gemäß 9 11 Bereit 

Das Landratsamt 3. 

3 3. Nov. 1998 Mühld o rf, den 

Rambold. Landcal 

Dl£i genehmigte 2 , Ävväe/'awg »trcle m,.3UE Begründung 

. 07. Sep. 1598 bis 1 2. fikt. i9gg ipVder'yGe s chäf ts- 
der Verwaltungsgerneo 1 ling /gemäß 

Bc» u öffdritiich ausgelegt. 

k . 
v 

stelle 

§ 12 Satz 1 

0 7. Sep. 1998 Die Genehmigung und die Auslegung sind am 
ortsüblich durch Anschlag-an -der-Amtstafel -bekannt 

gemacht worden. 

Bebauungsplan ist damit nach § 12 Satz 4- Der 
LauqeSc-itbucW rechtsverbindlich. 

, 1. BÜRGERMEISTER 

GEMEINDE i 
POLLING ,DEN 

ft 

Ä; 

4i / f 
LI E B L *■ ■*K 

£ . 

erläßt aufgrund § 2 Abs. 

§ 9 und Io des Baugesetzbuch.es (BauG-B) sowie Art. 91 

Bayerische Bauordnung (BayBü) und Art. 23 der Gemeinde¬ 

ordnung für den Freistaat diesen Bebauungsplan Nr. 12 

Industriegebiet Wedding Nord als Satzung. 

Die Gemeinde Pollin 1 , e> 

2 2. Sep. 1997 Liebl Polling , den 

Gemeinde Polling 1. Bürgermeister 

BEBAUUNGSPLAN 
M. 1:1000 
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Gemeinde POLLING Kreis Muhldorf q. Inn i 

2.ÄNDERUNG VOM 21.12.1995 

GEÄNDERT : 21.03 1996 
20.01.1997 
19.06.1997 

$ 

PI unfertiger Josef MAIER 
Architekt 
LohDergstrafle 18 

84570 POLLING 
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■3eb certi 
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Landratsamt 
Mühldorf a. Inn 

■ing.; 2 9. OKT. 1998 

Nr. 

Bekanntmachung 
über die Genehmigung und Auslegung 

der Änderung eines Bebauungsplanes —"*) 

hatam. TB-Q9.1997 . für das SeöeK Industriegebiet 
Weiding-Nord 

RQP8 S9Ö?9M59ffi^PX“di®Änderung des Bebauungsplanes ') - als Satzung beschlossen. HÄXiXiH^fcjKäh- Diese 

Änderung des Bebauungsplanes — *) istxggjdSDpRgWfbraXQCktsr ') ....:.... 

vom Landratsamt ..HÜ.fafj.QJ.Ü.—ü_-_.LSD_mit Schreiben vom 03-11-9 7ni- 6 1— 6 1 0 / 2 

8WH^}TOCgt39«^t«lX■3g«a«bS8SÄÄl35X4^3eteJ43e3Meg»IXgeClK^Kbi5t,) . 

K’)_ 

--X*3#*eSBSäNMfi ..». 

gemäß §, 11 Abs. SBauGBufr rechtsauf sichtlich X-®toeXTC-}£x^ »fc 

^W^t5iKb4iifk5!r*«i?5i<jßbi)- nicht beanstandet worden- 

Der Bebauungsplan liegt samt Begründung ab Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Rathaus - in den Amts¬ 

räumen der VerwaJtungsgemeinschaft - b ... 

Zimmer Nr. 15 während der allgemeinen Dienststunden öffentlich aus, und kann dort eingesehen werden. 

Gemäß § 12 des Baugesetzbuches tritt - 8£äC HabXiXiKgipiähJf- die Änderung des Bebauungsplanes - ’) mit der Bekannt¬ 
machung in Kraft 

Gemäß § 215 Abs. 1 des Baugesetzbuches ist eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des Bundesbau¬ 
gesetzes beim Zustandekommen eines Bebauungsplanes unbeachtlich, wenn sie im Falle einer Verletzung des in § 214 
Abs. 1 Satz. 1 Nr. 1 und 2 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften nicht schriftlich innerhalb eines Jahres 
seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind, .oder im Falle von 
Abwägungsmangeln nicht innerhalb von sieben Jahren seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes gegenüber der 
Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung oder die Mängel begründen soll, ist 
darzuiegen (§ 215 Abs. 2BauG8). ~ [' 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 des Baugesetzbuches überdtefristgemäße Geltendmachung 
etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch diesen Bebauungsplan und über 
das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. . • — 

Auf. die nebenstehenden Genehmigungsauflagen und Hinweise-bzw. Rügen und Hinweise aus dem rechtsaufsichtiichen 
Bescheid wird verwiesen. 

Ortsüblich bekanntgenächtdurch 

(z—B. XrSÄQüK Anschlag an der Amtstatei) 

am3) 0^-03 

_ Ort, Tag 

Gemeinde Polling 

Abgenommen am AÄ,JA, 
_ Verwaltungcgemcinscr.aft PofRng 

I(^£o _..IZ4gL_._... 
(Unterschrift und Dfenstbezelchnung) 

Polling, '07 ;j)9. jl9 9 8_ 

Unterschrift- 

.Li ebl 
1_. JBür germeist er 

Dienstbezeichnung 

') Nichtzutreffendes streichen I 

Boorber^-VordnicJc70.810/671.2 - Bekanntmachung eines genehmigten bzw. angezeigten Bebauungsplanes bzw. der genehmigten Änderung 
Richard fäoorberg Verlag. 6000 München 80. Nachdruck verboten. (21187) 



LANDRATSAMT MUHLDORF A. INN 

Töginger Straße 18 
84453 Mühldorf a. Inn 

Abdruck 

Landratsamt Mühldorf a. Inn Mühldorf a. Inn, 03.11.1997 
Postfach 409, 84446 Mühldorf a. Inn 

Gemeinde 
Polling 

84570 Polling 

Sachbearb.: Herr Heimerl 
Zimmer Nr.: 255 
Telefon : 08631/699-336 
Telefax : 08631/699-699 
Aktenz. : 61-610/2 

Sg. 35/4 st 
Besuchs- Mo.-Fr. 8.00-12.00 
Zeiten : Do. 14.00-16.00 

Ihr Schreiben vom: 24.09.1997 
Herr Rudolf 

Bauleitplanung; 
2. Änderung des Bebauungsplanes "Industriegebiet Weiding-Nord" 
der Gemeinde Polling 
hier: Anzeigeverfahren 

Anlagen: 1 Bebauungsplan mit Begründung 
i.d.F. vom 19.06.1997 

3 Heftungen Verfahrensunterlagen 
1 Empfangsbestätigung 

Das Landratsamt Mühldorf a. Inn erläßt folgenden 

Bescheid: 

Die am 18.09.1997 als Satzung beschlossene 2. Änderung des 
Bebauungsplanes "Industriegebiet Weiding-Nord" (Planfassung vom 
21.12.1995 mit Änderungsvermerken vom 21.03.1996, 20.01.1997 und 
vom 19.06.1997) verletzt keine Rechtsvorschriften. 

Gründe: 

Die 2. Änderung des Bebauungsplanes "Industriegebiet "Weiding- 
Nord" unterliegt keiner Genehmigungspflicht, sondern der Rege¬ 
lung des § 11 Abs. 1 2. Halbsatz BauGB (Anzeigeverfahren), da 
ein Flächennutzungsplan vorhanden ist. 

Das Anzeigeverfahren beschränkt sich auf eine Rechtskontrolle. 
Zuständig ist das Landratsamt Mühldorf a. Inn (§ 11 Abs. 1, § 
203 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 2 Abs. 4 ZustVBau). 
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Die Rechtskontrolle ergab, daß der Bebauungsplan nicht zu bean¬ 
standen ist. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes entsprechen den materiell¬ 
rechtlichen Anforderungen. Verfahrensrechtliche Fehler wurden 
nicht festgestellt. 

Die Verfahrensvermerke sind noch auszufüllen und urkundenmäßig 
(Siegel) zu sichern. 

Danach darf das Verfahren mit der Bekanntmachung nach § 12 BauGB 
abgeschlossen werden. In der Bekanntmachung ist ein Hinweis auf 
§ 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 und Abs. 4 (vgl. § 44 Abs. 5 BauGB) 
sowie ein Hinweis auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB 
(siehe § 215 Abs. 2 BauGB) aufzunehmen. Ferner ist anzugeben, 
wo der Bebauungsplan eingesehen werden kann. Nach der Bekannt¬ 
machung wird das Landratsamt Mühldorf a. Inn den Anzeigevermerk 
anbringen. Dazu sind vier Bebauungsplan-Ausfertigungen mit Be¬ 
gründungen und die Bekanntmachung vorzulegen. 

Rechtsbehelfsbelehruny: 

Geyen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach seiner Bekanntgabe (Zustel 1 ung) Widerspruch erhoben werden. 

Fäl 11 der letzte Tay der Frist auf einen Sonntag, einen am Erklärungs- oder Leistungsorte staatlich anerkannten 

allgemeinen Feiertag oder einen Samstag, so tritt nach § 193 BGB an die Stelle eines solchen Tages der nächste 

Werktag. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei dem unterfertigten Landratsamt in 84453 

Mühldorf a. Inn einzulegen. 

Die Frist ist auch gewalirt, wenn der Widerspruch rechtzeitig bei der Regierung von Oberbayern, Maximi1ianstr. 

39, 80538 München, eingelegt wird. 

Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht, entschieden werden, so 

kann Klage beim Bayerischen Verwaltungsgericht in 80335 München, Bayerstraße 30, schriftlich oder zur Nieder- 

schri ft des Urkundsbeamten der Geschäftsstel le dieses Gerichts erhoben werden. 

Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben werden, außer wenn 

wegen besonderer Umstände des Fal les eine kürzere Frist geboten ist. 

Die Klage muß den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern oder die Behörde - Träger der Ausgangsbehörde -) und den 

Streitgegenstand bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen 

und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift bei gefügt 

werden. 

Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 4 Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

I. A. 

gez . 

Hoch 
Reg.-Rat 

in Abdruck an: 
Sachgebiet 36/2 
Herrn Beck 
im Hause 
mit 1 Bebauungsplan mit Begründung 

i.d.F. vom 19.06.1997 

mit der Bitte um Kenntnisnahme 



Bebauungsplan Industriegebiet Weiding Nord 

Bebauungsplanänderung vom 19.06.1997 

Begründung 

1. Eine Bebauungspianänderung wird erforderlich, weil sich während der Bauarbeiten heraus¬ 
gestellt hat, daß das Anlegen einer „Wechselfeuchtenmulde“ zur Entwässerung der Ober¬ 
flächenwasser der Dach- und Verkehrsflächen vom Baugrundstück wegen der Höhenlage 
der Grundleitung und des bestehenden Grundwassers nicht möglich ist. 

2. Zum Schutz vor eventuellem Hochwasser bzw. Rückstau des Innleitengrabens wird ent¬ 
lang des Innleitengrabens ein Erdwall angeschüttet. Der Erdwall hat zum Innleitengraben 
einen Abstand von 4 m. Die 4 m werden waagrecht einplaniert und sind zum Befahren 
durch ein Grabenräumgerät geeignet. Diese 4 m sind nicht zu bepflanzen. Die Bepflanzung 
findet auf dem Erdwall statt. Zur weiteren Entlastung und zur Sicherung der angrenzenden 
Grundstücke vor Überschwemmung wird ein Rückhaltebecken (Flutmulde), V = 3400 cbm, 
mit Entleerung über Riicklaufleitung zurück in den Bach auf dem Grundstück der 
Fa. Neutralis erstellt. In der Rücklaufleitung ist eine Rückstauklappe eingebaut. 
Das nördliche Rückstaubecken ist mit einer überstausicheren Böschungskante zu versehen um 
Erosionsschäden zu vermeiden. 

3. Die Umfahrungsstraße bzw. die Feuerwehrumfahrt greift in geringem Maße in den 20 m 
breiten Grüngürtel ein. Als Ersatzmaßnahme wird im Südwesten bzw. Nordwesten der 
Grüngürtel auf 30 bzw. 40 m bis zur Umfahrungsstraße erweitert und nach Pflanzplan be¬ 
pflanzt. 
Die Rückstaubecken sind zu bepflanzen. Die Art der Bepflanzung ist mit dem fachlichen Natur¬ 
schutz des Landratsamtes abzustimmen. 

4. Die Baufläche 8 wird auf 10,5 m Traufhöhe erhöht, statt 10 m. Die Baufläche 10, Trauf- 
höhe 26,5 statt 26 m. Bei Baufläche 12 (voher 8) statt 10 m, 12 m. 

5. Die Bauflächen insgesamt werden in der Fläche nicht verändert, um der Fa. Neutralis 
eine Anbau- und Erweiterungsmöglichkeit offen zu halten. 
Nur Baufläche 12 wird an der Nordostecke des Verwaltungsgebäudes für eine bereits 
ausgeführte Treppenhausanlage geringfügig erweitert. 

6. Die südwestliche Fläche von Baufläche 4, die bisher als LKW-Parkplatz ausgewiesen war, wird 
in eine Produktionsfläche mit einer BMZ 9.0 und GRZ 0.8 umgewidmet. 

Aufgestellt: Polling, den 19.06.97 
Q 0 rv* i «*v n /*!!>■»«. 



LANDRATSAMT MUHLDORF A. INN 

Töginger Straße 18 
84453 Mühldorf a. Inn 

ruck 

Mühldorf a. Inn, 20.04.1998 
Landratsamf. Mühldorf a. Inn 
Postfach 409, 84446 Mühldorf a. Inn 

Sachbearb 
Zimmer Nr 
Telefon 
Telefax 
Aktenz. 

Besuchs¬ 
zeiten 

Herr Heimerl 
255 
08631/699-336 
08631/699-699 
61-610/2 
Sg. 35/4 h 
Mo.-Fr. 8.00-12.00 
Do. 14.00-16.00 

Gemeinde 
Polling 

84570 Polling 

Ihr Schreiben vom: 26.03.1998 
Herr Rudolf 

Bauleitplanung; 
Änderung des Grünordnungsplanes für das Industriegebiet "Wei- 
ding-Nord" der Gemeinde Polling 
hier: Anzeigeverfahren 

Anlagen: 1 Grünordnungsplan mit Textteil 
i.d.F. vom 20.11.1997 

1 Freiflächengestaltungsplan i.d.F. vom 19.03.1998 
2 Heftungen Verfahrensunterlagen 
1 Empfangsbestätigung 

Das Landratsamt Mühldorf a. Inn erläßt folgenden 

Bescheid: 

Die am 19.03.1998 als Satzung beschlossene Änderung des Grünord¬ 
nungsplanes für das Industriegebiet "Weiding-Nord" (Planfassung 
vom 20.01.1997 mit Änderungsvermerk vom 20.11.1997) verletzt 
keine Rechtsvorschriften. 

Gründe: 

Der Grünordnungsplan unterliegt keiner Genehmigungspflicht son¬ 
dern der Regelung des § 11 Abs. 1 2. Halbsatz BauGB a.F. (Anzei- 
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geverfahren), da ein Flächennutzungsplan vorhanden ist. 

Das Anzeigeverfahren beschränkt sich auf eine Rechtskontrolle. 
Zuständig ist das Landratsamt Mühldorf a. Inn (§ 11 Abs. 1, § 
203 Abs. 3 BauGB a.F., § 233 Abs. 1 BauGB n.F. i.V.m. § 2 Abs. 4 
ZustVBau a.F.) 

Die Rechtskontrolle ergab, daß der Grünordnungsplan nicht zu be¬ 
anstanden ist. 

Die Festsetzungen entsprechen den materiellrechtlichen Anforde¬ 
rungen. Verfahrensrechtliche Mängel liegen nicht vor. 

Das Verfahren darf mit der Bekanntmachung nach § 12 BauGB a.F. 
abgeschlossen werden. In der Bekanntmachung ist ein Hinweis auf 
§ 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 und Abs. 4 (vgl. § 44 Abs. 5 BauGB) 
sowie ein Hinweis auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB 
(siehe § 215 Abs. 2 BauGB) aufzunehmen. Ferner ist anzugeben, wo 
der Grünordnungsplan eingesehen werden kann. Nach der Bekanntma¬ 
chung wird das Landratsamt Mühldorf a. Inn den Anzeigevermerk 
anbringen. Dazu sind vier Grünordnungs- und Freiflächengestal¬ 
tungspläne und die Bekanntmachung vorzulegen. 

Rl'CHTSBrurLrSBEI EHRUNG 

Gegen fliesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nacli seiner Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Wider¬ 
spruch i st sehri ftl ich oder zur Niederschrift beim Landratsamt Mühldorf a. Inn, Töginger Straße 18, 84453 Mühldorf 
a. Inn einzulegen. Die Frist ist auch gewahrt, wenn der Widerspruch rechtzei tig bei der Regierung von Oberbayern, 
Maxiini 1 ianstr. 39, 80538 München, eingelegt wird. 

Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht entschieden werden, 
so kann Klage beim Bayerischen Verwaltungsgericht in 80335 München, Bayerslraße 30, schri ftl ich oder zur Nieder¬ 
sehr i ft des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. 
Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspructis erhoben werden, außer wenn we¬ 
gen besonderer Umstände des Falles ei ne kürzere Fri st geboten i st. 
Die Klage muß den Kläger, den Beklagten Freistaat Bayern und den Streitgegenstand bezeichnen und soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sol len angegeben, der ange- 
fochtene Bescheid soll in Urschri ft oder in Abschri ft bei gefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 4 Abschriften für die übrigen Betei 1 igten bei gefügt werden. 

HINWEIS: 
Bei einem erfolgreichen Widerspruch entstehen dem Widerspruchsführer keine Kosten; ist der Widerspruch erfolglos 
oder wird er zurückgenummen, hat derjenige, der den Widerspruch eingelegt hat, die Kosten des Widerspruchsverfah¬ 
reris zu tragen. 

I . A. 

gez . 
Hoch 
Reg.-Rat 

in Abdruck an: 
Sachgebiet 36/2 
im Hause 

mit 1 Grünordnungs- und Frei¬ 
flächengestaltungsplan 

zur Kenntnisnahme 


